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die Temperaturen steigen, und mit ihnen die Hoffnung auf lang er-

sehnte Zusammentreffen mit Freund*innen und der Familie. Ich wün-

sche allen, die mithilfe der Impfung allmählich wieder zurück in die 

Normalität finden, eine wunderbare Zeit. Wir müssen jedoch trotz al-

lem weiterhin solidarisch bleiben, die AHA-Regeln einhalten und auch 

das Maskentragen weiterhin fortführen. Nur so kann garantiert wer-

den, dass uns im Herbst kein herber Rückschlag ins Haus steht. 

Unser Kanzlerkandidat, Olaf Scholz, hat in der vergangenen Woche 

einen geradezu historischen Durchbruch erlangt: Die sieben großen 

Industrieländer haben sich endlich auf die von Deutschland und 

Frankreich vorgeschlagene globale Mindestbesteuerung von mindes-

tens 15 Prozent geeinigt. Damit stehen die Chancen gut, dass der Vor-

schlag bei den anstehenden Treffen der OECD und der G20 im nächs-

ten Monat bestätigt wird.  Große, profitable Konzerne werden dann 

nicht mehr in der Lage sein, sich durch Gewinnverschiebung als arm 

darzustellen. Großkonzerne müssen ihren fairen Beitrag zahlen, so 

wie jeder kleine Einzelhandel von nebenan auch. Das bedeutet einen 

Riesenschritt in Richtung Steuergerechtigkeit, der vor allem für das 

Steuerdumping von Google, Apple, Amazon und Co. eine Rolle spielen 

wird.  

Ich bin erleichtert, dass Olaf Scholz, gemeinsam mit Hubertus Heil, in 

noch einer weiteren Angelegenheit hart geblieben ist: Nach einem 

langen Kampf bringen wir endlich die Pflegereform auf den Weg: Wir 

sichern eine flächendeckende Entlohnung auf Tarifniveau für Pflege-

kräfte und setzen so ein wichtiges Zeichen für sozialen Zusammen-

halt. Nicht nur in Pandemiezeiten arbeiten Pflegekräfte hart für unser 

aller Gesundheit. Sie haben es verdient, dass sie ordentlich bezahlt 

werden—das ist eine Frage des Respekts!  

Was den Klima– und Umweltschutz anbelangt, so müssen ökologi-

sche und soziale Fragen immer im Einklang miteinander stehen. Klar 

ist, die Klimakrise ist eine Mammutaufgabe, deren Bewältigung eine 

der größten Herausforderungen unserer Zeit darstellen wird. Klima-

schutz darf nicht zu Lasten der kleinen Leute fallen—und dazu gehö-

ren auch Mieter*innen.  Es ist daher ein Unding, dass die Unionsfrakti-

on die bereits vereinbarte Aufteilung der Heizmehrkosten durch eine 

 

Termine 

Dienstag, 15. Juni 2021 
Gespräch mit Vertreter*innen 

von Verdi im Gewerkschaftshaus 
Heilbronn 

 

Donnerstag, 17. Juni 2021 
Gespräch mit dem SLK-

Betriebsrat 

 

Freitag, 18. Juni 2021 
Gespräch mit Vertreter*innen der 
AWO Heilbronn 

 

Samstag, 19. Juni 2021 
10-11:00: Pop-Up Infostand 
(Jägerhaussstraße 80/1—

Bäckerei Wiedmann) 

11-16:00: Bündnis Wohnen auf 
dem Kiliansplatz Heilbronn 

 

Sonntag, 20. Juni 2021 
10-11:00: Festgottesdienst mit 
Prälat Albrecht anlässlich der 
Wiedereröffnung der Nikolaikir-
che Heilbronn 
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CO2-Bepreisung zwischen Mieter*innen und Vermieter*innen verhin-

dert hat. Sollen Mieter*innen künftig etwa einfach weniger heizen, 

und dafür frieren? Das ist im höchsten Maße ungerecht und führt 

obendrein auch nicht zu der gewünschten Leistungswirkung, denn 

Mieter*innen können nicht bestimmen, welche Heizanlage im Haus 

eingebaut wird. Es ist daher wichtig und nur sozial gerecht, wenn Ver-

mieter*innen mindestens die Hälfte der Preissteigerung übernehmen.  

Glücklicherweise gibt es in Sachen Klimaschutz in dieser Woche auch 

positive Nachrichten: In dieser Woche geht eine Novelle des Klima-

schutzgesetzes in die 1. Lesung, mit der wir zügig auf die Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts reagiert haben: Bis 2030 wollen 

wir 65 Prozent weniger Treibhausgasemissionen, bis 2040 eine Reduk-

tion von 88 Prozent. Und: Spätestens 2045 leben wir klimaneutral. Um 

das zu erreichen, müssen wir unser Leben, Arbeiten und Wirtschaften 

heute verändern. Das geht nur, wenn alle Aktuer*innen dabei an ei-

nem Strang ziehen. Dabei gilt es zu beachten, dass klimafreundliche 

Alternativen zur Zeit für viele noch nicht bezahlbar sind, oder aufgrund 

mangelnder Infrastruktur zu wenigen Menschen zur Verfügung ste-

hen. Auch deshalb wäre beispielsweise eine vorgezogene Erhöhung 

der CO2-Bepreisung unsachgemäß. Den Preis Schritt für Schritt anzu-

heben, halte ich für richtig und wichtig, jedoch muss Rücksicht auf Ar-

beitnehmer*innen genommen werden. So schaffen wir es gemeinsam, 

dem Klimawandel mit sozialer Verantwortlichkeit zu begegnen.  

Zum Schluss noch eine Sache, die mir persönlich am Herzen liegt: In 

dieser Woche wurde endlich, und nach langem Ringen, das Lieferket-

tengesetz verabschiedet. Für mich ist dieses Gesetz eines der wichtigs-

ten aus dieser Legislaturperiode, da wir mit ihm für mehr soziale Ge-

rechtigkeit, in Deutschland und der Welt sorgen können.  

Mit freundlichen Grüßen 

Ich bin großer Fan des Internationalen 

Parlaments-Stipendiums und durfte in 

den letzten Jahren so manche IPS-

ler*innen begleiten. Auch deshalb war 

es mir eine Freude, mich in dieser Wo-

che mit jungen Leuten — insbesondere 

aus der Westbalkanregion—zu aktuel-

len politischen Themen auszutau-

schen.  

Bild der Woche 
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